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Budgetberatung.
WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom23 .Dezember1930 .
BürgermeisterSeitz eröffnet die Sitzung um17 ' 15Uhr .
Es wird die Spezialdebatte über die VerwaltungsgruppeVIdes

städtischenVoranschlagesfortgesetzt .
GR .Huber ( E . . )bemerkt ,dass die Post für Grundankäufemit

5,000 . 000Schillingviel zu niedrigangesetztist .Imletzten Jahrehat
sich bei dieser Post eine Ueberschreitung von nicht weniger als ' 5Mil¬
lionen ergeben .Die Gemeindehat jetzt schonkolossale Grundflächenin
ihremBesitzundeswärehochanderZeit ,beiMrundankäufenvorsichtig
zu sein ,sich nicht immerdarauf zu versteifen ,ganzeHäuserbdocks
zuerwerben ,sondern sich mehrauß die Arrondierungder Gründezuverlegen .
Auf keinen Fall dürften aber Häuser ,die auf Abbruchgekauft werden ,dann
stehen gelassen undsogar renogiert werden ,wie dies bei einemHausein
der Schönbrunnerstrasse Ecke Nevillebrückengasse der Fall war .Auchdås
Post für Pachtzinse ist angesichts des Umstandes ,dass die Pachtzinse
erhöht wordensind ,viel zu niedrig eingesetzt ,dasselbe gilt fürdie
Post Bauzinse .GR .Huberwidersprichtsodannder Meinungdes
St .R .Kokrda ,dass für eine wirksameTrichinosebekämpfungflie Einführung
des öffentlichen Stechzwangesnotwendigwäre ,da auch die privatenStadh¬
brücken unter der Aufsicht des Veterinäramtes stehen .DieTrichinose
wirdzumTeilvonfliegendenLandhändlern,diemitFleischwarennachWienkommen ,eingeschleppt und auf diese sollte das Marktamtsein Augenmerk
richten .GR. Huberverweist sodannaufhdie grosse Belastung ,die den .Markt¬
parteien durch die Erhöhung der Marktgebühren auferlegt worden sei ,de
nicht weniger als loo . o0oSchilling ergebe ,und Ammauf die Erschwer - ¬
nisse ,die den Marktparteien dadurch bereitet werden ,dass das Abladender
WarendurchdieMarkthelfererfelgenmuss ,diesogar ,wennamSonntag
verderblicheWarenabgeführtwerden ,für die amSonntagnichtgeleistete
Arbeit den Marktparteienihren Lohnaufrechnen .VondemSchmerszenskind
der Obst -und Gemüse . G .will sich die Gemeindenicht befreien ,obzwar
die Gesellschaftselbst deneinstimmigenBeschluss ;gafasst hat ,zuli - ¬
quidieren .Man hat nun diese Gesellschaft der Land -undforstwirtachaft¬
lichen Betriebsgesellschaftin Treuhandübergebenunddort einenglän¬
zendenProkuristenGestellt ,dessenSchwiegervaterGemeinderatundVer¬
waltungsratder Obst -undGemüse. G,ist -wiediesdrMannwirtshaftet ,
geht daraushervor ,dass er nacheineinhalt Hahrenselbst inAusgleich
gegangen ist .Die Landwirtschaftliche Forst und Betriebsgesellschaft hat
die TreuhandderWökübergebenunddie Obst -undGemüseA. G.kommtzu
ihren Reingewinnen ,die übrigens nicht einmal die Verzinsung desKapitals
decken adurch ,dass sie von der Gemeinde Wien und der Wök ,die die ein - ¬
zigenAbnehmerderObst -undGemüse. G,sind ,jedenPreisverlangen.Diese
SkandalaktiengesellschaftmussendlichvomSchauplatzverschwinden .Auch

S
dieGründungderstädtischenBäckereiwarnicht : .Manversuchtmit
diesem Betrieb die Sozialisierung der Bäcker und hofft hier wieder einige
Genossenversergenzukönnen .Wennschonein Wirtschaftsamtbescht ,
müsstees alle BedürfnissederGemeindedecken .MitdenStrassenbahnen ,den
Has -unddenElektrizitätswerkenhat aberdasWirtschaftsamtnichtszutun .1019
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ZumSchlusseerklärtderRedner ,dassseineParteigegendenVoranschlag
stimmen werde .

St .R .Kokrdaantwortet auf die in der Debatte gegen sein Ressort
erhobenenBeschwerden .Mit der Entwicklungdes Markthelferwesenskannman
sehr zufrieden sein ,da sich gegenüber den früheren Jahren eine fühlbare
Besserungfeststellen lässt . VoneinemTerror der Markthelferoder voneinem
parteimässigen Vorgehen auf den Märkten kann keine Rede sein .Bei der

Beurteilungdes Zwischenhandlersmachesich die Minderheiteineeeigen¬
tümlichen Widerspruchesseuldig .Auf der einen Seite beklagt sie sich
darüber ,dass der ZwischenhandelungebührlicheGewinnemacht ,aufder
anderen Seite beschwert man sich ,wenn wwir den Zwischenhandel mitGe¬
bührenbelegen .( LebhafterWiderrpnuchundZwischenrufebei der . . -¬
Dr .Hengl : Werhat darüber beklag ' .- GR .Huber : Dassdie Detaillisten nichgs
verdienen ,wissenSie ,wir mein .ie Halsabschneider ! GR.Dr .Kolassa :Das
ist eine Verwechslungmit demRad .zkymarschl- LebhafteZwiszhenrufe. -¬
VorsitzenderHofbauerersuchtumRuhe ) .DemAntragDr .HenglaufErhö¬
hung der Subvention für die Landeskulturförderung ersucht St .R .Kokrda
abzuweisen ,Dassdie GemeindeWien ,wennsich die Notwendigkeithiezuer - ¬
gibt ,auf diesemGebieteauchüberdie eingesetztenPostenhinausgeht,

hat sie gerade im heurigen Jahre bewiesen ,indem sie denWeinbautreibenden
WiensdenBetragvon20 . 000Schilling zugewandethat .DieBeschwende
des GR .Henglüber das Lagerhaushabe er an den Direktor desLagerhauses
weitergeleitet .WasdieBeschwerdenüberdasWirtschaftsamtbetrifft ,so
mussfestgestellt werden ,dass dieses Amtnicht auf Gewinneingestellt ,
sondernnurberechtigtist ,einenZuschlagzu denG,stehungskostenzur
Deckung der Spesen zu machen .Wennder Zuschlag über die Spesenhinausgeht ,
wirdder Betragrückvergütet .St .R .KokrdaersuchtdemVoranschlageseiner
Verwaltungsgruppe die Zustimmung zu erteilen .Labhafter Beifall bei der

Mehrheit .

Eswirdsodanndie Abstimmungüberdie AnsätzederVerwaltungs-¬
gruppenVundVIdurchgeführtunddie Anätze dieser Gruppengenehmigt.
Der zur VerwaltungsgruppeVvorliegende AntragdesGR .Hörmayer ,diebaulichen

Erhaltungskosten für Kirchen ,Kapellen und Pfarrhöfe von 50 . 000auf80 . 000
Schilling zu erhöhen ,wirdabgelehnt ,ebensodie AnträgeHenglzurVer¬
waltungsgruppeVIbetreffenddie Erhöhungder Postzur FörderungderLan¬
deskulturvon5000auf50. 000Schillingundebetreffenddieunentgelt-¬
liche AbgabevonLernmittel nur an MinderminderbemittelterEltern .Die
in der Generaldebattegestellten Schulanträgeder GRtinSchlösingerwerden
der geschäftsordnungsmässigenBhanddungzugewiesen .EssinddasAnträge

A

betreffenddie Vermeidungder Massenschulung,die TrennungderGeschlech¬
ter in Volks -und Hauptschulen ,die Belieferung der Volks -undHauptschu¬
len mit den für den katholischen Religionsunterricht vorgeschriebenenGe¬
betbüchern ,sowie mit Klassenlektüre für den katholischen Unterriht und
die unverzügliche Anbringung von Kreuzbildern in den Knabenvolksschulen
in der Bachergasse ,Grasgasse ,Ziegergassesowiein der neuenKagraner¬

Schule .
St . R.Linder referiert sodannüber den VoranschlagderVerwal-¬

tungsgruppe VII .Der Voranschlagist für das Jahr 1931 umSchilling
2ol . 320höherals der Voranschlagpro 1930 .Die tragende Post sinddie
Ausgaben für das Feuerlöschwesen mit Schilling 9,902 . 150 .Dietechnische
Schlagfertigkeit und Tüchtigkeit der WienerF,uerwehrwird vonallen
Schichten der Bevölkerung anerkannt .Ihre hohe Schlagfertigkeit fat sich

insbesondereauch bei demvor einigen Wochenstattgefundenenkatastro¬
phalenSturmin Wiengezeigt ;damalshabenin wenigenStunden700Aus-¬1020
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rückungenstattgefunden .Dievor JahrenbegonnenenVerbesserungenderFeu¬
ermeldungsollen im folgendenBudgetjahrder Vollendungentgegengehen;
die Errichtung der neuen FeuerwacheSteinhof ist fertig und als vorläufi¬
ger Schlusstein der durchgeführten Feuerreform wird noch dieFeuerwæche
Donaustadt zu schaffen sein .Derzeit besitzt die Feuerwehr 6Hauptwachen ,
2l Nebenwachen ,148 Feuerwehrgeräte, “ 76 Inspektionsmotorräder ,und zwar

sind diese Geräte mit den modernsten technischen Errungenschaften verschen .
Umeine rasche Feuermeldung zu ermöglichen,stehen der Berufsfeuerwehr 666
öffentliche und332Private Feuermelderzur Verfügung ;für derenweiteren
Ausbauwirdvorgesorgt .DasgesamteKabelnetzder Berufsfeuerwehrhateine

Kabellänge von 110 Kilometern ,die Oberleitung hat eine Kabellängevon
153Kilometern .Fürdie Gemeindewacheist eine AusgabevonSchilling
4,252 . 38oreingestellt .Die Gemeindéåcheversieht den Wach -undOrdnungs- ¬
dienst in den städtischen Aemtern ,Anstalten ,Betrieben ,Unternehmungen,
Gartenanlagen ,Friedhöfen ,Markthallen ,Märktenund Schlachthäusernund
es muss festgestellt werden ,dass die Tätigkeit der Gemeindewachesehr

zumFrommender Gemeindewerteerfolgt .Die Ausgabenfür dasSicherheitswesen
sind umS 160 . 000nienriger als im Vorjahr ,da nach der neuenBundesver¬
fassungsnovelle die Kosten für Zwänglinge ' undKorrigenden vom Bundzu

bestreitensind .DerBetragvonSchilling100. 990fürdasBevölkerungs-
wesenist für die im Jahre 1931vor wseVolkszählungvorgesehen .Unter
Wahlangelegenheitenerscheint eine AusgabenpostvonSchillingloo . 000,
die die Kosten für die Durchführungsarbeiten zur AnlagederSchöffen - und
Geschwoerenenlistensowiefür die Durchführungsarbeitenzur Wahldes
Bundespräsidenten beinhalteZ .Dieser Ausgabenrubrik steht als Einnahme
ein Beitrag des Bundesfür Wahlenvon S 133 . 330gegenüber .FürKunst- ¬
förderungist ein BetragvonSchilling 189 . 000vorgesehen .DieserBetrag
ist umS 100 . 000höher als im Budget1930undzwarsind dieSchilling567 17als Aufwandungen fun die Kunströrder100 .000dor Förderungder Gegehwartskunstgewidmet .Dazukommenhochder
Aufwandven rund S 190 . 000für Ehrenpensionen ,in derVerwaltungsgruppeder Betrag von
III von/S6000 ,für FassadenschmuckundPlastikenin derVerwaltungsgruppe
IV der Betrag vonS 150 . 000undfür Plastiken undBrunnenin derFerwal-¬
tungsgrpppe V der Betrag von 53 . 700Schilling .Ausserdemist für Ankäufe
durch die städtischen Sammlungenein Betrag von 80 . 000Schilling vor¬
gesehen ,sodass die Gesamtjahresausgaben für die Kunst S 668 . 700betragen .
Dasist ein Betrag,mitdemdie Gemeindegewissdokumentiert ,dasssie
für die Förderungder KunstgrossesVerständnishat .St . R.Linderersucht
demVoranschlag seiner Verwaltungsgruppe die Zustimmungzuerteilen .

GR .Dr .Kolassa ( E . . )erklärt ,dass auch der VoranschlagderVer¬
waltungsgruppe für allgemeine Verwaltungsangelegenheiten deutlich zeigt ,

dass die Gemeindeverwaltung auf die allgemeinen WirtschaftsverhältnisseH cae gri d
keine Rücksicht nehme .Der Ansa z von rund 1 Millionen Schillingyist hiefür
ein deutlicher Beweis .Während der Stand der Gemeindewache am 1 .August 1928
108 Mann betrug ,waren es am 1 .August 1929 schon 566 und am 1 .August

ds . J .bereits 685 Mann .Ein Grund für die Vermehrungdes Standes derHe¬
meindewache ist sicherlich nicht zu finden .Die Notwendigkeit des Ordnungs¬

und Ueberwachungsdienstes ,den die Gemeindewachedurchführensoll,ist
ebenfalls nicht gegeben .DieGemeindewachehat daherbaldigst zuværschwin¬
den .Ueberaus notwendig wäre die Drucklegung und Veröffentlichung derste - ¬
nographischen Protokolle über die Sitzungen des Wiener Gemeinderates .Wäh¬
rend für die Gemeindewache1,000 . 000Sehilling verschwendet werden ,ist
hier die Sparsamkeit am allerwenigsten am Platze .GR .Dr .Kolassabeantragt ,
die Wiener Gemeindewache mit Ende dieses Jahres aufzulassen unddie
stenographischen Protokolle über die Sitzungen des Gemeinderates in Druck
zu legen und zu veröffentlichen .Solange diese unsere Wünsche ,sagt der
Redner ,nicht erfüllt werden ,solange können wir auch für diese Verwaltungs¬
gruppe nicht stimmen .( Beifall ) . 1024



Gemeinderatssitzung vom23 .Dezember1930 .IV .Blatt
GR .Uebelhör ( . . )erklärt ,dass die Nichtdrucklegung der ste¬

nographischen Protokolle des Gemeinderates ein unerträgliches Zustand ist .
Er bemängelt ,dass die neuen Strassen - undHaumummerntafeln ganz unzweck¬

mässig sind ,die Strassentafeln sind viel zu klein ,sie verstauben leicht
und werden dadurch unleserlich .Schliesslich wäre auch für eine richtige

Beschriftung der Strassentafeln entsprochend zu sorgen .Hinsichtlich der

Kunstförderung durch die Gemeindestellt der Redner fest ,dassder Betrag
von100 . 000Schillingzur Förderungder Gegenwartskunst,der imVoranschlag
aufscheint ,bereits in diesem Jahr als Zuschusskredit genehmigt ,aber bisher
noch nicht ausgegeben wurde .Dies wurde damit begründet ,dass man keine ge¬
eigneten Kunstwerke gefunden hat .Dieser Ausspruch ist eine Beleidigung der

Wiener Künstlerschaft .Die Gemeindemüsste sich auch der Ehrenpflicht erinnern
und eine Dankesschuld an Dr .Lueger dadurch abtragen ,dass endlich einmal
die Andenken an Dr .Lueger im städtischen Museum würdig und zweckentspre¬

chend untergebracht werden .Damit würde die Mehrheit nicht nur denWünschen
der Minderheit ,sondern den Wünschen der ganzen Bevölkerung Rechnungtragen .
Der für dås Gewerbeförderungsinstitut veranschlagte Betrag von77 . 000
Schilling ist ganz lächerlich gering,er zeigt ,wie sehr die jetzige Mehrheit

das Gewerbe wertet .WennSie eine wirkliche Gewerbeförderung durchführen
wollten ,müsste die ganze Wirtschaftspolitik grundlegend geändert werden ,
müsste die Nahrungs -und Genussmittelabgabe und die Fürsorgeabgabe ver¬
schwinden ,müsste die Gemeinde das ihrige dazu beitragen ,dass die Produktion
entlastet und die Produktionskosten gesenkt werden lönnen .Ihre ganze Steu¬
erpolitik aber ist alles andere ,aber nur keine Gewerbeförderung .Solange

Sie ihre getzige Wirtschaftspolitik aufrecht erhalten ,solange werdendie
produzierenden Stände auf keinen grünen Zweig kommen .( Beifall ) .

GR .Dr .Wagner ( E . . )erklärt ,dass die Ausgaben für die Gemeinde¬
wache eine glatte Verschwendung sind .Im Gemeinderatsausschuss für allgemei¬

ne Verwaltungsangelegenheitenhört manvon der Gemeindewachegarnichts ,
und es wäre nur zu wünschen ,dass baldigst auch der WienerGemeinderatund
die ganze Wiener Bevölkerung von der Geme indewache nichts mehr höre .Während
die Gemeindewacheeine international berüchtigte Post im Voranschlagist ,
müssen die Ausgabenfür die Wiener Feuerwehr als Ausgabenfür eine interna¬
tional anerkannte Institution bezeichnet werden .Das Ausland,Fremde und
Fachmänner spenden der Wiener Feuerwehr das höchste Lob .Das WienerFeuer¬
wehrkorps ist ein ganz ausgezeichnetes Korps ,und es wäre nur zu wünsehen ,
dass endlich einmal das Kommando der Gemeindewache vom Kommando der Feuer¬

wehr losgelöst werde .Die Ausgabenfür Investitionen bei der Feuerwehrwer- ¬
den ausgezeichnet verwendet,es wird vornehmlich die inländische Industrie
mit Aufträgen bedacht ,ein Beweis ,wie die Mehrheit produktiv arbeiten könnte ,
wennsie in anderen Belangennicht so parteipolitisch eingestellt wäre .
In bezug auf die Verleihung des Heimatrechtes wünscht GR .Dr .Wagner ,dass
vor allem anderen das christliche und deutsche Element berücksichtigt werden
solle .Der Gemeinderatsausschuss VII muss sich fast in jeder seiner Sitzun¬

gen mit Ausnahmenvon den Bestimmungender neuen Bauordnungbefassen .Das
beweist ,wiegerechtfertigt alle Vorwürfesind ,die vonder Minderheitan- ¬
lässlich der Beratung der neuen Bauordnungerhoben wurden . Eswärevon
grossem Interesse ,wenn das Stadtbauamt über die bisherigen Erfahrungen hin¬
sichtlich der Anwendung der Bestimmungen der neuen Bauordnung undhin¬
sichtlich der Ausnahmen ,die gemachtwerdenmussten ,berichten würde .Vongros¬
ser Wichtigkeit wäre auch ein Bericht über die private Bautätigkeit ,über
Widmung und Planung ,über die Entwicklung der Kultur des Siedlungswesens

und der Einfamilienhäuser und über die Planung von Hochhäusern .GR .Dr .Wagner

spricht sodann sein gröss es Bedauern darüber aus ,dass der Karlsplatz
1022



Gemeinderatssitzungvom23 .Dezember1930 .V .Blatt
durchdieErrichtungeinesGewerkschaftsbauesaufdenNashhmarktgründen
soverufistaltetwerde .ManhättediesenBauniebewilligendürfen .Esist
eineSchmachfürWien .Hierüberschweigtdie Kritikdersozialdemokreis" .
BeeihflusstenPresse ,derselbenPresse ,dieandemNeubaudesJustizpalas- ¬
tessovielzukritisierenhatte ,obwohldieserBauvoneinemganzersten
Künstler hergestellt wird .In der Kunstförderunghat mansich vonderbis - ¬
herigenEinseitigkeit etwasabgewendetundberücksichtigtnunauchKünst-¬
ler ,dienichtvonvornhereindie sozialdemokratischeBunzetragen .Was
aufdiesemGebieteverbrochenwurde,zeigtderSkandaldesLassalle-Denl¬malesundauchdasDenkmalderRepublik ,wobeimannurdieMittelfigur
ausnehmenkann.GanzbesondersempfehlenwürdederRednerdieBeschäftigung
einesUrenkelsdesberühmtenMalersWaldmüller,desBildhhuersWaldmüller,
dervonhervorragendenauslindiæhenKunstkräftenalseinganzgrossesTa¬
lent bezeichpetwird ,hier in OesterreichabermangeldBeschäftigungfer¬
kümmernmuss .DerRednerunterstütztwärmstensdenAntragaufDrucklegung
derGemeinderatsprotokolleunderklärtschliesslich ,wennin derVerwal-¬
tungsgruppeVIIdiePostGemeindewachenichtenthaltenwäre ,künnteer
sich entschliessen,fürdiese Verwaltungsgruppezu stimmen .Dassollkein
Vertrauensvotumfür dieGemeindeverwaltungsein ,sondernnureineAnerken-¬
nungderleidenschaftslosenFührungderGeschäftedurch. R.Linder(Leb¬hafter Beifall bei der E .. )

GR .Stöger( E . . )bemerkt ,imBudgetdieserVerwaltungsgruppe
werdedas Kinowesen ,das eines der dunkeistenPunktederWienerGemeinde¬
verwaltungist ,totgeschwiegen .DieGemeindebetrachtetdasKinowesenals
ParteisacheunddasWienerKinogesetzhatdenoberstenZweck,Kinobesitzer
undKinopersonalunterdie Fuchtelder freigewerkschaftlichenOrganisa¬
tionderKinoangestelltenzuzwängen.ImInteressedesAnsehensOesterreich
missmitdiesemUeberbleibselausderwüstestenUmsturzzeitgebrochenwerden.
EineFilmzensurwürdenichtAbbauderFreiheitoderkulturellenRück¬
schriftt bedeuten .SämtlicheGrosstæenhabeneineoffizielleFilmzensur.
Es müsste eine allgemeine Filmzensur für das ganze Reich und einebesondere
Filmzensurfür dieJugendlichengeshaffenwerden ,diedurchschlechteFilme
skruppellosvergiftet werden .DieLandeshauptleuteausserdemWienerLandes-¬
hauptmannhabensichimVorjahrentschlossen,dieFilmzensurdemBundzu
überlassen,dochhatDr .DannebergdiesenPlanzudurchkreuzenverstanden
under ist daherverantwortlichfürdasChaosaufdemGebietedesKinowe¬
sens. DerRednerrichtetdendringenstenAppellandenBundeslanzler,die
Gesamtregierungundanalle LandesauptleuteendlichihrenEinflussauf-¬
zubieten,ummitderWienerKinoschande,dienachgeradezumeuropäischen
SkandalwirdSchlusszumachen. Esmüsstenauchwiein Deutschlandundan¬derenLändernLehr -undKulturfilmefürsteuerfreierklärtwerden.GR.
StögersprichtsodannüberdenFilm„ ImWestennichtsNeus "undbemerkt,
dassdie WienerGmeindeyerwaltungganzisoliert in Oesterreichbleibenon1werde ,wonnsie dieAuf diesesFilmszulasse . Fraglosist ,dasssich
dasdeutscheVolkdurchdiesenFilmherausgefordertfühlt .DieWienerGe¬
meindeverwaltungstehtvorderWahl,obsiesichandieSeitedesdeutschen
BrudervolkesoderandieSeitegeshäftstüchtigerFilmproduzentenstellen
will .WobleibtdiesoroftgemimteAnschlussfreundlichkeit?Auchdieser
Fallzeigt ,dassalleberufenanFaktorenzusammenwirkensollten ,umdem
KinoskandaleinEndezumachen(LebhafterBeifallbeiderE .. ).

GR .Angermeyer( . . )widderholtseineimVorjahrgestellteAn¬
frageanSt . R.Linder ,obesrichtigist ,dassdieinderMollardgasseun¬
tergebrachteGemeindewacheeineneigenenDrahtzurArbeiter-Zeitunghat,
(Hört!Hörtbeider . . )zuwelchemZweckediesetelefonischeVerbindung
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bestchtundwerdie Auslagenaufkommt.St . R.Linderhat seinerzeitdæauf
geantwortet ,dass kein direkter Drahtmit der Arbeiter - Zeitungbesehe ,
sonderndasses sich umeinenDrahtan die Feuerwachehandelt .Nunnist
aber diese F uerwacheLinkeWeinzeile182 ,die Gemeindwacheaberinder
Mollardgasseuntergebracht ,in welchletzteren Hausesich keineFeuerwache
befindet ,undin diesesHausgehtderDraht .( Beifallbei der . . )

St . R.Linder erklärt zunächst zu der letzten AnfragedesGR.
Angermeyer ,dass eine telefonische VerbindungzwischenderGemeindewache
undder Arbeiter - Zeitungnicht besteht .DieArbeiter - Zeitunghatlediglich
einen neuen Feuermelder ,welcher mit der Hauptwache im VI .Bezirk in Ver - ¬

bindungsteht .GleicheFeuermeldersind auchin verschiedenenUnternehmungen
vorhanden .Dassdieser Feuermelderaucheinen Telefonapparathat ,ist der
Verzugder neuenFeuermelderanlagen ,die wir nunauchin ganzWWienher¬
stellen wollen .St . R.Linderläd denGR .Angermeyerein ,sich vonderRich¬
tigkeit dieser seiner Behauptungzu überzeugen .ZudemVerlangendesGR,
Stögerauf Einführungder Filmzensurerklärt St . R.Linder,øzseisowohl
gegendie Zensurder Presse wieauchdes Films ,da er der Meinungsei ,
dassdieBevölkerungdesbesteZensorist ,indemsie dieZeitungen ,die
ihr nicht passen ,nicht liest und die Filme ,die ihr nicht passen ,nicht

besucht .DerGewerkschaftsbauvondemGR. Wagnerbehauptethat ,dasserden
Karlsplatzverunziere ,befindetsichaufdemResselpdatz ,aufdemehema
ligen Naschmarktgründen,die oft mitdemKarlsplatzverwechseltwerden.
ObdasGewerkschaftsgebäudeschönist odernicht ,ist eineFragedesGe¬
s hmacks ,jedenfalls ist der Bau von einem der ersten Architekten ge¬
schaffenworden.WenndieNaschmarktrealitäteinmalausgebautseinwird,
wirddort ein StückWienerstehen ,an demalle ihre Freudehabenwerden
Wasdie Strassentafelnbetrifft ,so bewahrensich die Emailtafelntiel
besser als die Zinktafeln .Eine Ueberprüfungder Strassennamenist indie
Wegegeleitet .Bezüglichdes Luegerzimmershabenwir denWünschenderOppo¬
sition Rechnunggetragen ,indem wir es in der Bezirksvertretung desIV .
Bezirkesschaffen .Die Tätigkeit der Gemeindewachebittet St . R.Einherydoch
etwasmilderzu beurteilen .DerHerrender Oppositionsolltenbedenken,
dass beispielsweise im heurigen Jahre die Gemeindewacheøn über1000
FällenHilfsdienstefür KrankeaufderStrassegeleistet hat ,dasssie
16malErtrinkendegerettet ,in 1o0FällenEinbrecherder Polizeiüber¬
geben hat .Wasdie Drucklegungder stenographischen Protokollebetrifft ,
so stehen in der VerwaltungsgruppeVII leider die Kostenhiefürnicht
zur Verfügung( LebhafterBeifall bei derMehrheit ) .

DieAbstimmungüber die VerwaltungsgruppeVII wirdinder
nächsten Sitzungerfolgen .

St . R.Breitner berichtet sodannüber Bilanz undBedeckung,
Erbemerkt ,derMagistratwirdsichselbstverständlichpflichtgemäss
bemühen ,soweites die Verhältnissegestatten ,densich ergebendenAbgang
herunterzumindern ,einerseits durchweitestgehendeSparsamkeit ,anderer¬
seits durch die Bemühung ,die vorgschriebenenSteuern in allengegebenen
Möglichkeitenhereinzubringen.EswirdkeineErhöhungvonSteuernvorge¬
schlagen .Ausden dargelegten Gründenkannleider auchnicht eineSteuer¬
ermässigungbeantragtwerden.DieBeckungsoll ausdenKassenbeständenund
denGuthabender GemeindeWienbestritten werden .St . R.Britnerersucht ,
BilanzundBedeckungzugenehmigen( Beifallbei derMehtheit).

GR .Kunschakbemerkt ,in der heurigen Budgetberatung sei der
amtsführendeStadtratderGruppeVIII,St . . Emmerlingin Verlustgeraten.
NachdenBestimmungender Gemeindeverfassungundder Geschfftsordnungder
GemeindebestehtderamtsführendeStadtrataus8 Mitgliedern,EbensobestimmtEdieVerfassungundGeschäftsordnungdesGemeinderatesundMagistrats ,dass1021
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die Geschäftsführung des Magistrates in 8 Gruppengeteilt wird ,anderen
Spitze je ein amtsführenderStadtrat steht .Die amtsführendenStadträte
sind nach der Verfassung und Geschäftsorcung dem Gemeinderat für ihre Ge¬
schäftsführung verantwortlich . Diese Verantwortlichkeit kommt vor allem
bei der Budgetdebatte zum Ausdruck .Bisher war es auch immer der Fall ,dass
nach der Verhandlungder VerwaltungsgruppeVII die VerwaltungsgruppeVIII
in Beratung gezogen wurde . Eshat sich dabei der Abususherausgebildet ,
dass der amtsführende Stadtrat dieser Gruppeunter stillschw igender
Zustimmungdes Gemeinderatesauch über die Wirtschaftspläne derstädti
schen Unternehmungenreferiert hat . Esist ein verbrieftes Recht desGe¬
meinderates zu werlangen ,dass im Rahmender Buggetdebatte jeder amts¬
führendeStadtrat demGemeinderatRedeundAntwortstehe .Heuerist
zumerstenmal eine Neuerungeingetreten ,über die wir nicht informiert
waren „ Undwir haben daher in der Budgetdebatte gar keine Gelegenheit
gehabt ,uns mit der Amtsführungdes St .. Emmerlingzubeschäftigen .
St .R .Emmerlinghat es schon immergut gehabt .Wennalle Referentenund
Rednerzu Todgeredet waren ,ist er erst erschienen under ist deshalb ,
obwohler ein Ressort vertritt ,dessen Agendenin das LebenderBevöl¬
kerung tief einschneiden gewöhnlich sehr klimpflich aus der Debatte
hervorgegangen . Aber so bequem ,dass er überhaupt nicht amReferenten¬
tisch zu erscheinen braucht ,könnenwir es ihmnicht machen .Wirwerden
heute vor eine vollendete Tatsache gestellt und müssendieseunsere
Rechtsverwahrungvorbringen ,damit für künftige Budgetberatungen
kein Präjudiz geschaffen wird .( Lebhafter Beifall bei der . . )

St . R .Breitner bemerkt zu den Ausführungen des GR .Kunschak ,
für d1egetroffeneUmstellungsei derWunshhdesKontrohlamtes
massgebendgewesen ,das der Meinungist ,dass die Wirtschaftsplänegeson¬
dert beraten werdensollen und dass die GruppeVIII im RahmenderBud¬
getberatung nicht zum Wort komms .Wenn aber die Minderheit der Meinungist

dass sie durch diesen Vorgangin ihren Rechtenirgendwiebeeinträch¬
tigt werden könnte ,gebe ich die Erklärung ab ,dass wirbereit sind dem

die Beratung über unterbroghenvirdWunscheRechnungzu tragen ,dass /Bilanz und Bedeckung :iund duès
r jetzt Gruppe VIII in Verbendlung

gezogen wird .
GR .Kunschak" rklärt sich mit diesemVorschlagedesSt . R.

Breitnereinverstanden .
Es wirddemgemässdie BeratungüberBilanzundBedeckung

unterbrochen ,unddie VerwaltungsgruppeVIIIin Verhandlunggezogen.
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Es gelangt nun die letzte Verwaltungsgruppe ( Städtische Un- ¬ternehmungen )zur Beratung .Amtsführender Stadtrat ,Vizebürgermeister Emmer - ¬
ling verweist einleitend auf die grosse Bedeutung ,die den städtischen Wono- ¬
polbetrieben im Wiener Wirtschaftsleben zukommt .Die Wirtschaftskrise kommt

auch in den Voranschlägen der städtischen Unternehmungen zum Ausdruck .Die
Ansätze für 1931 müssen leider der Not der Gegenwart entsprechend,hinter
den Erfolgen des Jahres 1930 etwaszurückbleiben .

Der Wirtschaftsplan für das Gaswerk sieht eine Jahreserzeu - ¬
gung von 320 Millionen Kubikmeter und einen Verkauf von 296 Millionen Ku- ¬
bikmeter vor .Im kommondenJahr dürfte die Zahl der verwendeten Gasmesser
500 . 000übersteigen .Das Gaswerk rechnet im Jahre 1931 mit einemVerbrauch
von 676 Millionen Tonnen Kohle .Als Erfolg des Jahres 1931 wird ein Ueber - ¬
schuss von 98 . 000Schilling gewärtigt .Das Gaswerk wird im kommenden Jahr
rund 10 . 5Millionen Schilling investieren ,wovon . 2Millionen Schilling für
den Ankauf von Gasmessern verwendet werden sollen .

Der Referent teilte dann mit ,dass auf Grund vonVersuchen
des Professors Dr .Grassberger in der ersten Hälfte des heurigen Jahres im

GaswerkLeopoldau die Geruchverstärkung des Leuchtgases durch Zusatzeines
Gemisches von Carbialin und Leichtölvorlauf praktisch erprobt worden ist .

Diese praktischen Versucheim GaswerkLeopoldauhaben aber ergeben ,dasssich
die im Laboratorium erzielten Ergebnisse nicht ohne weiters auf den Grossbe - ¬
trieb übertragen lassen .Gegenwärtig wird im Hygienischen Institut nachneuen
Wegen gesucht ,die eine wirksame Verstärkung des Leuchtgasgeruches auch im
Grossen ermöglichen sollen .An der Technischen Hochschule werden seit Beginn
des Jahres 1928 Laboratoriumsarbeiten zur Entgiftung des Gases durchgeführt .
Sie haben in letzter Zeit relativ günstige gebracht .Diese Versuche werden

jetzt in grösserem Umfangfortgesetzt . AehnlicheVersuche an der WienerUni - ¬
versität nach einem Verfahren auf physikalischer Grundlage ergaben nicht
den gewünschten Erfolg und mussten daher abgebrochen werden .Bisherwurden
für solche Versuche rund 75 . 000Schilling ausgegeben .

Die Elektrizitätswerke veranschlagen eine Stromerzeugung von
580 Millionen Kilowatfstunden - ¬

. 1.

Der Gesamtstromverkauf wird mit 110 Millionen Kilowattstunden angenommen .
Für das Jahr 1931 ist für die Wiener Werkeein Ueberschuss von 30 . 000Schil - ¬
ling und für Ebenfurth von 27 . 000Schilling präliminiert .FürInvestitionen
sind 35 . 8MillmonenSchilling eingesetzt .Die wichtige Frageder Deckungdes
Strombedarfes in Zukunft wird von der Direktion unausgesetzt studiert .Im
heurigen Frühjahr wurde verlautbart ,dass bis Ende Oktober Anbote auf die

Lieferung von Wasserkraftstrom entgegengenommenwerden .Es liegen elf Anbote
vor ,die Jahresstrommengen von rund 100 bis 750 Millionen Kilowattstunden an - ¬

bieten . Achtvondiesen Anbotenbeziehensich auf Donaukraftwerke ,dieübriger
drei auf Wasserkraftlieferungen aus Oberösterreich ,Steiermark und Tirol .Die
Anbote werden jetzt genau überprüft . Esist zu hoffen ,dass noch vor dennächs
jährigen Gemeinderatsferien über die äusserst wichtige Frage derDeckung

des zukünftigen Strombedarfes Wiens der Gemeinderat zu entscheiden haben
wird .

Am stärksten kommt die Wirtschaftskrise bei den Strassenbah
nen zumAusdruck .Es wird mit einem Rückgangder Fahrgäs te auf 600Millionen
bei Strassenbahn und Stadtbahn ,dagegen mit einem Ansteigen auf 31 . 9Millio - ¬
nen beim Autobusbetrieb gerechnet .Die Einnahmen aus der Personenbeförderung
bei Strassenbahn und Stadtbahn sind um . 8Millionen Schilling geringerprä - ¬
liminiert .Die ungünstige Lagedes Unternehmensführt zur Einschränkungder1Investitionen ,die mit 10 . 7Millionen Schilling vorgesehen sind .Imkommenden
Jahr wirdtrotz aller Ersparungenein Gebarungsabgangvon8,690 . 000Schil -¬
ling veranschlagt .

Die Leichenbestattung rechnet mit einemGebarungsüberschuss
in der gleichen Höhe ,nämlich12 . 000Schilling ,wie im Jahre 1930 . DieInvesti -¬
tionen betragen 210 . 000Schilling .Das Brauhaus veranschlagt eine Erzeugung
von 100 . 000Hektoliter ,der Gebarungsüberschuss wird ebenso ,wie im Jahre 1930
mit rund 800 . 000Schilling angenommen .Investitionen sind im Gesamtbetragvon

. 4Millionen Schilling vorgesehen .Die städtische Ankündigungsunternehmung
rechnet mit einem Ueberschuss von 116 . 000Schilling .Alle voranschläge sind
auf das Gewissenhafteste aufgestellt .( Beifall bei der Mehrheit ) .
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GR .Lehninger ( . . )erklärt bei der Besprechung desWirtschafts¬
planes für das Gaswerk ,dass trotz Personalabbaumit der gleichenProduk¬
tion gerechnet wird .Wie bei den anderen städtischen Unternehmungen wird

auch beim Gaswerk in rücksichtslosester Weise das Personal abgebaut und
die Intensivierung und Rationalisierung durchgeführt ,wie sich dies kein

pritater Unternehmer erlauben würde .Die Unfälle von Rohrgebrechen undvon
Sickergasvergiftungen häufen sich ,weshalh eine gründliche Erneuerung der
Gasrohre äusserst notwendig wäre ,Wie beim Gaswerk finden wir auch beim

Elektrizitätswerk einen Rückgangder Personalauslagen und dersozialen
Lasten .Es ist unverstndlich ,dass der Wirtschaftsplan eine Verminderung
des Stromabsatzes vorsieht ,wodoch die Reklamebeleuchtungimmerstärker
wird und fast scon auch der kleinste Betrieb mit elektrischer Kraft arbei¬

tet .Auch beim Elektrizitätswerk soll wieder Personal ebgabeut werdenund
mit dem verringerten Stand von Personal die gleiche Produktion aufrecht¬

erhalten werden .Hinsichtlich der Investiti anen wünschen wir einen genauen
detaillierten Plan .Die Strassenbahn ist ein Kapitel für sich .Das Unter¬

nehmen ist schon soweit heruntergekommen ,dass es dår Stadt Wien keine

Ehre mehr macht .Man kann wirklich schon von einer Wiener Verkehreschande
sprechen .Der vorgesehene Rückgang in der Fahrtleistung wird eine weitere

Verlängerung der Intervalle bedeuten ,dass heisst ,dass der Verkehrnoch
schlechter werden wird .Die Gleisanlagen sind in einem skandalösen Zustand .

So hutschen zumBeispiel auf der Mariahilfergürtelkreuzung die Zügeder
Strassenbahn über die Gleise ;der gleiche Zustand ist auf der Jörgerstrasse - ¬

Kreuzung ,auf der Währingerstrasse usw .festzustellen .Der Wirtschaftsplan
für die städtischen Strassenbahnen schliesst wieder mit einem Defizit ab .

Der vonIhnen bisher eingeschlageneWegder Sanierungist ein ganzschlech¬
ter ;schaffen Sie einen anderen Verkehr und einen entsprechenden Tarif
und Såe werden zu einem Erfolg kommen .Wenn bei der Strassenbahn nicht

bald Remedur geschaffen wird ,wird sich der Strassenbahnbetrieb auf die
Bevölkerung in kürzester Zeit katastrophal auswirken .Währendin früheren
Jahren der Verkehr in Wienin bezug auf die Strassenbahn mustergültig war ,
haben wir heute den miserabelsten Verkehr ,den man sich vorstellen kann .

Die Intervalle sind geradezu erschreckend leng .Die Sairk frequantierten
A und B Linien ,die früher zu 1 und 2 Minuten verkehrt sind ,haben in der
verkehrtsstärksten Zeit Intervalle von 3 bis 4 Minuten ,die Linien F undJRen
abends Intervalle von 1o Minuten und die Linie H gar von 20 Minuten ( Hört !
Hört !bei der . . )Sie tun alles Mögliche ,ummit möglichst wenigWagen
und mit möglichst wenig Personal möglichst viel Menschen zu befördern .
Aus der Schnellbahn ,die die Stadtbahn hätte werden sollen ,ist eine sehr
langsame Bahn geworden ,da sie den ganzen Tag zu 8 Minuten und abends zu
16 Minuten fährt .Wie man die Menschen in dan Omnibusse ,nach Pötzeins¬

dorf und Balmannsdorf zusammenpfercht ,ist eine Schande .Die Unfälle stei¬
gen mit jedem Jahr .Das Bremssystemmisste endlich modernisiert werden .Das
Defizi bei den Strassenbahnenerklärt sich zumgrössten Teile daraus ,dass
man die Strassenbahnen Fürsorgelasten bestreiten lässt und aus demverfehl¬
ten Tarifsystem . Manmüsste endlich an die Einführung desZonentarifs - ¬

schreiten .
GR .Lehninger ungerbricht hierauf seine Ausführungen .Er wirdsie

in der nächsten ,Montag nachmittags stattfindenden Sitzung fortsetzen .
Schluss der Sitzung 22 ' 02Uhr .

- . - . - . - - . - - - . - - .
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